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Öffentliche Bekanntmachung des Landratsamtes Zollernalbkreis
über den Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


Bekanntgabe gem. § 5 Abs. 1, 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) über das Ergebnis der Vorprüfung zur Feststellung der UVP-Pflicht nach § 7 UVPG


Feststellung der UVP-Pflicht für die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis
für die Kläranlage Rangendingen-Bietenhausen



Der Abwasserzweckverband Hirrlingen-Starzeltal hat die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis für den weiteren Betrieb der bestehenden  Kläranlage in Bietenhausen der Sammelkläranlage des Abwasserzweckverbandes Hirrlingen-Starzeltal, auf dem Grundstück Flst. Nr. 132/1, Gemarkung Rangendingen-Bietenhausen beantragt. Rechtsgrundlagen hierfür sind die §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nr. 4, 10, 12, 13, 18 Abs. 1, 57, 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG).

Die in Hirrlingen, Rangendingen-Höfendorf und Rangendingen-Bietenhausen anfallenden häuslichen, gewerblichen und industriellen Abwässer werden nach (mechanisch-biologischer, chemisch-physikalischer sowie weitergehender) Reinigung in der Kläranlage in die Starzel eingeleitet. Die Einleitungsstelle befindet sich bei dem Grundstück Flst. Nr. 1341 in Rangendingen-Bietenhausen. Die Ausbaugröße der Kläranlage beträgt 5.000 EW.

Das Vorhaben fällt in den Anwendungsbereich des UVPG. Es ist zu prüfen, ob das Vorhaben  erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. 

Die Maßnahme hat nach abschließender Gesamteinschätzung des Landratsamtes Zollernalbkreis aufgrund der Vorprüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen Umweltauswirkungen, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären.

Es wird daher festgestellt, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar.

Nach Ziffer 13.1.3 der Anlage 1 zum UVPG ist bei Kläranlagen, die ausgelegt sind für organisch belastetes Abwasser von 120 kg/d bis weniger als 600 kg/d biochemischen Sauerstoffbedarfs in fünf Tagen (roh) oder anorganisch belastetes Abwasser von 10 cbm bis weniger als 900 cbm Abwasser in zwei Stunden (ausgenommen Kühlwasser), eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls notwendig.

Gemäß § 7 Abs. 2 Satz 2 UVPG wird die standortbezogene Vorprüfung als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Die wesentlichen Gründe für das Nichtbestehen der Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung sind mit Hinweis auf die dafür maßgeblichen Kriterien der Anlage 3 des UVPG anzugeben (§ 5 Abs. 2 Satz 1 und 3 UVPG).

Da die Prüfung in der ersten Stufe besondere örtliche Gegebenheiten ergeben hat, sind in der zweiten Stufe die in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu berücksichtigen, um festzustellen, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

Das zu betrachtende Gebiet wird bereits vollständig von der Kläranlage eingenommen. Siedlungsflächen sind ca. 200 bis 300 m entfernt. Auf dem Gelände ist durch die Nutzung und intensive Pflege des Geländes keine große Vielfalt an natürlichen Ressourcen zu erwarten. Etwa die Hälfte der Fläche ist versiegelt, der Rest besteht aus einzelnen Gehölzen und hauptsächlich aus Wiese.

Gemäß der Hochwassergefahrenkarte des Landes Baden-Württemberg (HWGK) befindet sich die Anlage im HQ 100 Überflutungsbereich der Starzel. Die Kläranlage ist von einem dreiseitigen Damm umgebenden, der die Anlage vor Hochwasser schützen soll. In der wasserrechtlichen Erlaubnis wird darauf hingewiesen, dass weitere Maßnahmen zur Verbesserung des Hochwasserschutzes überlegt und geprüft werden sollten, um eventuellen Betriebsstörungen durch Überflutung vorzubeugen.


Natura 2000-Gebiete-Gebiete nach § 7 Abs.1 Nr. 8 des Bundesnaturschutzgesetzes:

Nördlich und nordöstlich der Kläranlage befindet sich das FFH-Gebiet „Neckar und Seitentäler bei Rottenburg“. Überlagert wird das FFH-Gebiet von dem Naturschutzgebiet „Kapfhalde“.

Die Kläranlage leitet in die Starzel ein. Diese liegt im entsprechenden Bereich Teil des FFH-Gebiets „Neckar und Seitentäler bei Rottenburg“ sowie des Naturschutzgebiets „Kapfhalde“. Die Starzel ist als FFH-Lebensraumtyp „Fließgewässer mit flutender Wasservegetation“ und als Lebensstätte der Groppe ausgewiesen. Als Entwicklungsmaßnahme sieht der im Jahr 2013 veröffentlichte Managementplan die Verbesserung der Wasserqualität, u.a. durch die Optimierung der Leistungsfähigkeit der Kläranlage vor.

Der Kläranlagenbetrieb war die letzten Jahre insgesamt sehr stabil und die geforderten Ablaufkonzentrationen konnten bei der amtlichen Beprobung eingehalten werden. Auch die Auswertung der Ablaufwerte aus der Eigenkontrolle zeigten, dass die Kläranlage Bietenhausen die bisherigen Grenzwerte zuverlässig unterschreiten konnte.

Entsprechend des gewässerökologischen Gutachtens aus dem Jahr 2012 („Starzelstudie“) und den darin empfohlenen Grenz- sowie Zielwerten werden die Einleitungswerte der Kläranlage Bietenhausen in die Starzel in der neuen wasserrechtlichen Erlaubnis angepasst. Unter anderem wird für die Phosphorkonzentrationen im Kläranlagenablauf zukünftig ein Zielwert in die Entscheidung aufgenommen. Diese gewässerbezogenen Anforderungen sind erforderlich, damit der gute Zustand der Starzel nachhaltig gesichert werden kann. 

Da die Grenz- und Zielwerte bereits jetzt gesichert eingehalten werden können und noch genügend Reserven vorliegen, ist für die bestehende Kläranlage derzeit keine bauliche Erweiterung erforderlich. Durch weitere geplante Betriebsoptimierungen werden sich die Ablaufkonzentrationen weiter verringern mit positiven Auswirkungen auf das Gewässer Starzel.

Der Fremdwasseranteil im Kläranlagenzulauf hat sich die letzten Jahre kontinuierlich verringert. Die Jahresschmutzwassermenge ergab aus dem Mittel den letzten 5 Jahren eine Menge von rund 360.000 m³/a und wird in der neuen wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis abgaberechtlich auf diese Menge neu festgesetzt. Bisher lag die festgelegte Jahresschmutzwassermenge bei 400.000 m³/a.


Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes:

Nördlich und nordöstlich der Kläranlage befinden sich die Biotope „Starzel östlich von Bietenhausen“, „Wacholderheide NSG „Kapfhalde“ Ortsteil Bietenhausen“ und „Wacholderheide des NSG „Kapfhalde“. Aufgrund der bislang schon hohen und stabilen Reinigungsleistung der Kläranlage sind keine negativen Auswirkungen auf die Biotope zu erwarten.


Zusammenfassende Beurteilung anhand der Kriterien für die Vorprüfung im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung gem. Anlage 3 UVPG

Im Hinblick auf die Nutzung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft sind keine Auswirkungen zu erwarten.

Bei der Abfallerzeugung sind keine Veränderungen zum Bestand vorgesehen. 

Durch die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis für den weiteren Betrieb der vorhandenen Kläranlage ergeben sich keine zusätzlichen Belästigungen durch Umweltverschmutzungen, es werden keine baulichen Anlagen erstellt.

An möglichen Lärm- Geruchs-und Geräuschbelästigungen sowie Gesundheitsgefährdungen von Mensch und Tier ändert sich durch die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis nichts.  
Sie liegen im üblichen Rahmen des Verkehrs- und Kläranlagenbetriebs.

Durch den Betrieb der Kläranlage sind im Hinblick auf die Regenerationsfähigkeit von Wasser, insbesondere Grundwasser keine Beeinträchtigungen zu erwarten. Ebenso im Hinblick auf Boden, Natur und Landschaft des Gebietes. Die Gewässergüte der Starzel wird nicht nachteilig beeinflusst. 

Ein erhöhtes Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien, besteht durch die Neuerteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis nicht. 

Insgesamt ergibt die Vorprüfung nach dem UVPG, dass von keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen auszugehen ist und keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Die Antragsunterlagen sind der Öffentlichkeit nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes im Landratsamt Zollernalbkreis, Hirschbergstr. 29, 72336 Balingen, Zi.Nr. 245, zugänglich.
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